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Die Mutterpartei machte es vor:
Unter ihrem Präsidenten Thier-
ry Burkart veröffentlichte die
FDP vergangenes Jahr ein Bil-
dungspapier, das die öffentliche
Debatte überWochen prägte.Da-
rin forderte die Partei unter an-
derem dieAbschaffung der inte-
grativen Schule.

Offenbar haben auch die
Jungfreisinnigen das Potenzial
der Bildungsdebatte erkannt.An
ihrer Delegiertenversammlung
im Dezember verabschiedeten
sie ebenfalls ein Positionspapier
zumThema.Das Dokument, das
dieser Zeitung vorliegt, enthält
zehn Forderungen, die zu einem
gutenTeil mit denen derMutter-
partei übereinstimmen.

Wie die FDP hält auch die
Jungpartei die integrative Schu-
le für gescheitert. Auch sie stört
sich an der Bürokratie im Klas-
senzimmer, betont die Bedeu-
tungvon Schulnoten und fordert
eine praxisnähere Ausbildung
der Lehrpersonen.

Darüber hinaus nehmen die
Jungfreisinnigen aber auch die
tertiäre Bildung ins Visier, also
die Ausbildung an Fachhoch-
schulen und Universitäten. Un-
ter anderem verlangen sie, dass
angehende Studierende besser
über die «Arbeitsmarktaussich-
ten, Gehälter und Kompetenzan-
forderungen in verschiedenen
Berufen informiert werden».

Nach ihrer Diagnose brechen
zu viele junge Menschen ihr Stu-
dium ab oderwechseln denAus-
bildungsweg, weil sie sich über
diese Aussichten nicht im Klaren
seien. Eine nationale Plattform,
die all die Daten übersichtlich
darstellt, soll künftig als Entschei-
dungshilfe dienen.

Wurde auch schon diskutiert
Politisch brisant ist ein weiterer
Vorschlag: Die Jungfreisinnigen
fordern nachgelagerte Studien-
gebühren, die nach dem Hoch-
schulstudiumzurückgezahltwer-
den müssen.

Laut Jonas Lüthy,Präsident der
Jungfreisinnigen Schweiz, ist die
Forderung eine Reaktion darauf,
dass gut ausgebildete Menschen
in der Schweiz vermehrt Teilzeit
arbeiten würden. «Früher zahl-
tenAkademiker ihre Studienkos-
tenmeist indirekt zurück, indem
sie nach dem Studium in einem
hohen Pensum in einem gut be-
zahlten Job arbeiteten und genü-
gend hohe Steuern bezahlten.

Heute erodiert dieser Gesell-
schaftsvertrag zunehmend.»

Eine «verursachergerechte»
Rückzahlungspflicht könnte die
Situationwieder ins Lot bringen,
glaubt Lüthy. Die nachgelagerte
Gebühr müsste laut ihm so
ausgestaltet sein, dass nur dieje-
nigen draufzahlen, deren Ein-
kommenssteuern unter einem
die Studienkosten deckenden
Schwellenwert liegen.

Es ist nicht das ersteMal, dass
dasThemadie Politik beschäftigt.
Vor ziemlich genau drei Jahren
sorgte derbekannteBildungsöko-
nomStefanWoltermit einemPlä-
doyer für eine solche Rückzah-

lungspflicht fürAufsehen. Imver-
gangenen März veröffentlichte
auch die liberale DenkfabrikAve-
nir Suisse eine Analyse dazu. Die
Autoren verwiesen unter ande-
remauf die Erfahrungen ausAus-
tralien undEngland – beide Län-
der kennen Varianten von nach-
gelagerten Studiengebühren.

Die Kritik folgte jeweils post-
wendend.Barbara Zimmermann
und Leo Röhlke, die an der Uni-
versität Bern im Bereich der Bil-
dungssoziologie forschen,mach-
ten in einem Gastkommentar in
dieser Zeitung darauf aufmerk-
sam,dass Frauenüberproportio-
nal unter einer solchenRückzah-
lungspflicht leidenwürden,da sie
sich häufiger um die Kinderbe-
treuung kümmerten und darum
eher Teilzeit arbeiteten.

Die beiden Forschenden stell-
ten sich auf den Standpunkt, es
greife zu kurz, Bildungsinvestiti-
onen lediglich unter dem Ge-
sichtspunktderSteuereinnahmen
zubetrachten.DerStaat bildeMe-
dizinstudentinnen und -studen-

ten nicht aus, damit diese später
hohe Einkommenssteuern be-
zahlten, sondern in erster Linie,
umeine guteGesundheitsversor-
gung zu gewährleisten.

Und schliesslich sei es gut
möglich, dass die soziale Un-
gleichheit verstärktwerde,«wenn
mit der Studienwahl ein schwe-
rer zu kalkulierendes finanzielles
Risiko verbundenwird».

Eine «absurde Idee»
Auch linke Bildungspolitiker hal-
tenwenigvonder Idee.Vorknapp
zwei Jahren hat sich die national-
rätliche Bildungskommissionmit
demThemabefasst undExperten
dazu angehört. SP-Nationalrat
Matthias Aebischer fand die Idee
schon damals «absurd» und sagt
heute: «Die FDPunddie Jungfrei-
sinnigenmachenPolitik fürMen-
schen mit viel Geld – es müsste
doch umgekehrt sein: Wer dank
seines Studiums später einen gu-
ten Job hat und viel verdient,
könnte die Kosten seiner Ausbil-
dung zurückerstatten.»

Allerdings ist Aebischer dafür,
dass die Ausbildung generell
nichts kostet. «Das ist der Inbe-
griff derChancengleichheit», sagt
er und fügt hinzu: Den Jungfrei-
sinnigen würde es besser anste-
hen, etwa bei den Vergünstigun-
gen der Kinderbetreuung vor-
wärtszumachen. «Weil Kitas in
der Schweiz so teuer sind, führt
das zumehrTeilzeitarbeit – dort
müssteman ansetzen.»Das habe
auch derArbeitgeberverband er-
kannt.Dessen frühererPräsident
und FDP-Mitglied Valentin Vogt
engagierte sich an vorderster
Front für günstigere Kita-Plätze.
Dies, um Mütter auf dem
Arbeitsmarkt zu halten.

Jungfreisinnigen-Chef Jonas
Lüthy, der selbst Rechtswissen-
schaften studiert, lässt die Ein-
wände nicht gelten.Natürlich sei
es nicht das Ziel,Müttermit einer
Teilzeitstrafe zu belegen. «Die
Idee ist geschlechtsneutral for-
muliert.Es liegt in derVerantwor-
tung jedes einzelnen Paars, sich
die Erwerbs- und Familienarbeit

so aufzuteilen, dass beide nach
dem Studium in einem vernünf-
tigen Pensum arbeiten können.»

Für Menschen, die nach dem
Studium unfreiwillig arbeitslos
werden oder die aufgrund einer
Unternehmensgründungoderei-
nerElternzeit nurwenig finanzi-
elleMittel haben,könnten zudem
Ausnahmen vorgesehenwerden.

Dass eineRückzahlungspflicht
Menschenmit bescheidenenMit-
telnvon einemStudiumabschre-
cken könnte, glaubt Lüthy nicht.
«Im Gegenteil: Da Nachzahlun-
gen erst nach dem Studium an-
fallen und auch nur jene betref-
fen, die sich nicht durch ausrei-
chende Erwerbsarbeit verdient
machen, öffnet unser Vorschlag
finanziell BenachteiligtendenZu-
gang zum Studium und fördert
die Chancengerechtigkeit.»

Auf welchem Weg der Vor-
schlag in die politischeArena ge-
tragen werden soll, ist laut dem
Präsidenten der Jungfreisinnigen
noch offen. Gespräche innerhalb
der Partei seien im Gang.

Jungfreisinnige provozierenmit Forderung
Neues Positionspapier Wer eine Hochschulausbildungmacht, soll anschliessend die Kosten dafür abzahlen.
Dies fordert die Jungpartei der FDP – und erntet dafür Kritik.

Die Schweiz übernimmt 2026
denVorsitz derOrganisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa (OSZE). Der amtieren-
de Vorsitzende, dermaltesische
Aussenminister Ian Borg, gab
die erfolgte stille Wahl gestern
bekannt.

Die Schweiz wird das Gremi-
um nach 1996 und 2014 bereits
zum dritten Mal präsidieren.
«Wir sind überzeugt, dass die
Schweiz mit Weitblick und Ent-
schlossenheit vorangehenwird»,
schrieb Borg auf X.

Die Schweiz übernehme die Lei-
tung der OSZE in einer Zeit, in
der die Organisation schwierige
Zeiten durchlebe, teilte das Eid-
genössische Departement für
auswärtigeAngelegenheit (EDA)
mit. Grund dafür seien die geo-
politischen Entwicklungen, aber
auch der militärische Angriff
Russlands auf die Ukraine. Dass
zwei Teilnehmerstaaten der
OSZE gegeneinander Krieg füh-
ren, schränke den Handlungs-
spielraumderOrganisation stark
ein, hiess es weiter.

«Angesichts der aktuellen Her-
ausforderungen im Bereich der
Sicherheit bekräftigt die Schweiz,
dassDialogundZusammenarbeit
essenziell sind, um nachhaltige
Lösungen für unsere Zukunft zu
finden», schrieb das EDA auf X.

Mittelmeerstaaten im Fokus
Bereits ab dem 1. Januar 2025
übernimmt die Schweiz erste
Leitungsfunktionen.Die Leitung
besteht aus den Vorsitzländern
2024 (Malta), 2025 (Finnland)
und 2026 (Schweiz). 2025werde

die Troika vorrangig für die Be-
ziehungen zu den Mittelmeer-
staaten ausserhalb derOSZE zu-
ständig sein, so das EDA. Zu ih-
ren Aufgaben gehöre unter
anderemdieMitwirkung bei Per-
sonalentscheiden.

Die OSZE mit Sitz in Wien ist
mit ihren 57 Teilnehmerstaaten
die weltweit grösste regionale
Sicherheitsorganisation. Ein Ziel
der OSZE ist die Sicherung von
Frieden und der Wiederaufbau
nach Konflikten.Die Schweiz ge-
hört der OSZE seit 1973 an. (SDA)

Schweiz übernimmt den Vorsitz der OSZE
Wien Der Bund wird die internationale Organisation zum dritten Mal präsidieren.

Migration Die deutsche Innenmi-
nisterin Nancy Faeser (SPD) will
die Grenzkontrollen über den
März 2025 hinaus verlängern.
«Wir brauchen diese Kontrollen,
bis der Schutz der EU-Aussen-
grenzen deutlich verstärktwird»,
sagte Faeser der «Augsburger
Allgemeinen». Sie verwies auf
Erfolge bei der Bekämpfung von
Schleuserkriminalität. «Durch
die Grenzkontrollen, diewir der-
zeit an allen deutschen Landes-
grenzen vornehmen, sind schon
etwa 1800 Schleuser festgenom-
men und etwa 40’000 Personen

an den Grenzen zurückgewiesen
worden», führte Faeser aus.Aus-
serdem sei die Zahl derAbschie-
bungen in denvergangenen zwei
Jahren um mehr als 50 Prozent
gestiegen. Als einziges Land in
Europa habe Deutschland «erst-
malswieder gefährliche Straftä-
ter nach Afghanistan abgescho-
ben», sagte Faeser und kündigte
an: «Daswerdenwir fortsetzen.»
Mit Blick auf Syrien sagte sie:
«Wenn die Hoffnung auf Frieden
in Syrien Realität wird, dann
können auch viele Geflüchtete
zurückkehren.» (AFP)

Deutschlandwill Grenzkontrollen
über März 2025 hinaus verlängern

Forscherinnen und Bildungspolitiker halten nichts vom Vorstoss der Jungfreisinnigen: Studierende an der Hochschule St. Gallen. Foto: Christian Beutler (Keystone)

Matthias Aebischer (l.) und Jonas
Lüthy. Fotos: Christian Pfrunder, PD
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Frauen sind keine Menschen zweiter Klasse mehr
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Weltweiter Anteil der Erwachsenen ab 15 Jahren, die sowohl lesen als
auch schreiben können, in Prozent

Immer mehr Menschen können lesen und schreiben
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Menschen werden älter und sind länger gesund
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Fast alle Kinder weltweit erleben den fünften Geburtstag
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In extremer Armut

Anteil der Weltbevölkerung, der Grundbedürfnisse wie eine minimale
Ernährung und eine beheizte Unterkunft nicht decken kann, in Prozent

Spektakuläre Reduktion der Armut

Armut, Kindersterblichkeit, Lebenserwartung, Bildung, Gesellschaft und Klimakrise: Sechs ermutigende Grafiken

Jacqueline Büchi (Text)
und Yannick Wiget (Grafiken)

Es gab einmal eine Zeit, da wa-
ren optimistische Bücher aus der
Populärwissenschaft ein Kassen-
schlager. Der Evolutionspsycho-
loge Steven Pinker rechnete der
Öffentlichkeit vor, dasswir noch
nie in so einer friedlichen, gesun-
den und begüterten Gesellschaft
gelebt haben wie heute.

Diese Zuversicht zu wahren,
fällt angesichts der Schlagzeilen
der letzten Monate und Jahre
schwer. Kriege, Krisen, Klima –
die schlechten Nachrichten
scheinen kein Ende zu nehmen.
Eine, die sich davon nicht ent-
mutigen lässt, ist Dina Pome-
ranz. Die Professorin für ange-
wandte Ökonomie an der Uni-
versität Zürich sagt, auf derWelt
sei zwar nicht alles gut, aber es
werde vieles immer besser.

Die grassierende Hoffnungs-
losigkeit führt Pomeranz unter
anderem darauf zurück, «dass
sich viele Menschen nicht be-
wusst sind,wowir eigentlich ste-
hen und wo wir herkommen».
ZumEndedes Jahres schauenwir
unsmit ihr zusammen sechsEnt-
wicklungen an, die Mut machen.

—Spektakuläre Reduktion
derArmut
Entbehrung, Hunger, bittere Ar-
mut: Während der längsten Zeit
der Geschichte waren diese Zu-
stände füreineMehrheit derMen-
schenRealität.Berechnungen zei-
gen, dass noch um 1900 herum
rund 60 Prozent der Weltbevöl-
kerung in extremerArmut lebten.
Das heisst, dass sie elementare
Bedürfnisse nicht befriedigen
konnten, etwadieVersorgungmit
ausreichend Nahrung.

In den letzten 200 Jahren
nahm die globale Armut stetig
ab. In den letzten Jahrzehnten

sogar besonders rapide: Galten
1990 noch 30 Prozent der Men-
schen auf der Welt als extrem
arm, sind es heute noch 9 Pro-
zent. Auch in absoluten Zahlen
sinkt die Zahl der Ärmsten ra-
sant – und dies, obwohl sich die
Zahl der Menschen auf derWelt
vervielfacht hat.

«Theoretisch könnte jedenTag
in den Schlagzeilen stehen: Seit
gestern sind über 100’000 Men-
schen der extremen Armut ent-
kommen», sagt Pomeranz. «Un-
sere Generation hat eine somas-
sive Reduktion der Armut erlebt
wie keine vor ihr.»

Interessant sei, dass viele
Menschen diese Entwicklung ge-
nau umgekehrt einschätzten. In
Befragungen komme häufig die
Überzeugung zumAusdruck, der
Anteil derArmen sei grösser ge-
worden. Falsch sei auch die ver-
klärte Vorstellung, früher habe
man zwar einfach, aber glücklich
gelebt. «Daten zeigen klar, dass
Menschen in Armut weniger
Lebenszufriedenheit und mehr
Depressionen haben.»

—Fast alle Kinderweltweit
erleben den fünften Geburtstag
Ein Kind zu verlieren, ist wohl
das Schlimmste,was Eltern pas-
sieren kann. Und doch war es
über Jahrhunderte das Schicksal
sehr vieler Familien. Noch im
Jahr 1900 starbenweltweit Schät-
zungen zufolgemehr als viervon
zehn Kindern, bevor sie das Al-
ter von fünf Jahren erreichten.
Auch in der Schweiz kam zu Be-
ginn des 20. Jahrhunderts noch
jedes fünfte Kind in den ersten
Lebensjahren zu Tode, in den
1940er-Jahren jedes zwanzigste.

Heute liegt diese Rate in der
Schweiz bei 0,4 Prozent,weltweit
bei 3,7 Prozent.Pomeranz spricht
von «einer der grössten Revolu-
tionendes letzten Jahrhunderts».

Als Hauptgründe für die positive
Entwicklung nennt siemedizini-
sche Fortschritte wie Impfungen
und Antibiotika sowie den Zu-
gang zu Gesundheitsdienstleis-
tungenund sauberemTrinkwas-
ser. Noch ihr Grossonkel sei als
Kind an einer Blutvergiftung
durch einen Bienenstich gestor-
ben. Heutzutage könnte dies
durch eine einfache Antibiotika-
behandlung verhindert werden.

—Menschenwerden älter und
sind länger gesund
Während die Kindersterblichkeit
sank, nahm die Lebenserwar-
tung stetig zu. Pomeranz sagt:
«1940war die Lebenserwartung
in der Schweiz gleich hoch wie
beispielsweise im heutigen Gha-
na – man kann sich das kaum
mehr vorstellen.»

Vielen sei nicht bewusst, dass
sich die Entwicklung bis heute
fortsetzt. Im Vergleich zu 1970
werden die Menschen in der
Schweiz heute zehn Jahre älter,
auf dem afrikanischen Kontinent
sind es fast 20 Jahre. «Das sind,
wenn man so will, geschenkte
Jahrzehnte», so die Ökonomin.
«Denn dieMenschen leben nicht
nur länger, sondern sind auch
länger gesund.»

— ImmermehrMenschen
können lesen und schreiben
Auch diese Kurve zeigt steil nach
oben:Weltweit geniessen immer

mehr Menschen eine Schulbil-
dung. Konnte 1900weltweit erst
jeder Fünfte lesen und schrei-
ben, sind es heute fast neun von
zehn Menschen.

Dina Pomeranz sagt, die Si-
tuation sei sogar noch besser,
als diese Daten auf den ersten
Blick vermuten liessen. «Denn
viele, die heute noch als An-
alphabeten in der Statistik auf-
tauchen, gehören zur älteren
Generation.Während beispiels-
weise in vielen afrikanischen
Ländernweniger als 30 Prozent
derMenschen über 65 lesen und
schreiben können, sind es bei
der jungen Generation zwischen
15 und 24 Jahren in denselben
Ländern oft bereits mehr als
80 Prozent.»

—Frauen sind keine
Menschen zweiter Klasse mehr
Laut Pomeranz entspricht es
wohl auch dermenschlichenNa-
tur, sich rasch an Fortschritte zu
gewöhnen. Entsprechend gehe
teilweise vergessen, wie schnell
sich die Frauen- undMinderhei-
tenrechte in den vergangenen
Jahrzehntenvielerorts entwickelt
haben: «Meine Mutter durfte in
den 1960er-Jahren in der Inner-
schweiz nicht ins Gymnasium,
weil sie ein Mädchen war. Eine
Generation später bin ich Profes-
sorin geworden. Es hat sich
schon sehr viel verändert.»

Diese Veränderungen sieht
man auch in der Politik: So wa-
ren im Jahr 1990 noch 9 Prozent
derParlamentssitzeweltweit von
Frauen besetzt, 2023 waren es
26 Prozent. Im SchweizerNatio-
nalrat stieg der Anteil im glei-
chen Zeitraum von 14,5 auf
38,5 Prozent. In den meisten
Ländern haben Frauen heute –
zumindest auf dem Papier – die
gleichen Eigentumsrechte wie
Männer.

—An der Klimakrise
nicht verzweifeln
Verblassen die Fortschritte im
Bereich derArmutsbekämpfung,
Gleichstellung und Bildung,
wenn es doch eine Gefahr gibt,
die grösser ist als alles andere –
die Klimaerwärmung? Dina Po-
meranz runzelt die Stirn: «Ja,
die Klimakrise stellt effektiv eine
sehr grosse Herausforderung
für die Menschheit dar. Aber
wir kennen viele Lösungsansät-
ze. Die Frage ist: Werden wir
Menschen diese rechtzeitig um-
setzen?»

Je schneller unsereWirtschaft
und Gesellschaft bei den Treib-
hausgasen das Netto-null-Ziel
erreichten, desto geringer falle
der Schaden aus. Die Ökonomin
verweist darauf, dass der Aus-
bau alternativer Energien zuletzt
gut vorangekommen ist. «Die
Preise von Solarpanels sind bei-
spielsweise drastisch gefallen –
vonmehr als 120 Dollar proWatt
im Jahr 1975 auf 0,3 Dollar im
Jahr 2023. Und der Preis sinkt
noch immer von Jahr zu Jahr.»

DerAnteil derWind-,Wasser-
kraft und Solarenergie in der ge-
samten Energieproduktion stei-
ge derweil stetig an. Ausschlag-
gebend dafür seien neben
politischen Massnahmen auch
wirtschaftliche Gründe, sagt Po-
meranz, und das sei eine gute
Nachricht: «Wenn es plötzlich
eine der günstigstenMöglichkei-
ten ist, Strom mittels Sonnen-
und Windenergie zu produzie-
ren, dann haben Firmen und
Konsumierende allen Grund,
diesenWeg einzuschlagen – un-
abhängig von ihrer politischen
Ideologie.»

Für kontraproduktiv hält die
Ökonomin die Rhetorik, die in
gewissenTeilen der Klimabewe-
gung vorherrscht. «Wenn der
Eindruck entsteht, dass dieWelt

dem Untergang geweiht sei,
kann das zu Hoffnungslosigkeit
führen – und wer hoffnungslos
ist, setzt sich nichtmehr für gute
Lösungen ein.»Wichtig sei, dass
man die Lage ernst nehme und
schnellwirksamewirtschaftspo-
litische Entscheidungen treffe.

—Waswir daraus
lernen können
Umfragen zeigen, dass viele
Menschen die Weltlage negati-
ver einschätzen, als sie ist. Po-
meranz sagt, wir seien vermut-
lich evolutionär darauf konditi-
oniert, auf Gefahren stärker zu
reagieren als auf nicht bedroh-
liche Situationen. «Zudem ge-
schehen positive Entwicklungen
meist langsam und stetig, wäh-
rend sich schlimme Ereignisse
oft abrupt ereignen.»

Letzteres habe für Medien
einen grösseren Neuigkeitswert
und generiere darum eher
Schlagzeilen. Das könne gefähr-
lich sein. «Wenn wir denken,
dass alles schlechter wird, dann
können wir zynisch und hoff-
nungslos werden – was zu Pas-
sivität, aber auch zu Extremis-
mus führen kann.»

Unbestritten sei, dasswir zur-
zeit vor vielen grossen Heraus-
forderungen stehen – gerade im
geopolitischen Kontext und beim
Klima. Es ist Dina Pomeranz
denn auch wichtig, zu betonen,
dass die Welt nicht zwangsläu-
fig oder automatisch besserwird.
«Aber sie kann es werden,wenn
wir uns dafür einsetzen.»

Dafür brauche es das Engage-
ment vieler Menschen, im Gros-
senwie imKleinen: «Sei es in der
Politik, der Wissenschaft, den
Medien, derWirtschaft, oder im
Umgang mit anderen Men-
schen.» Ein Blick auf die lang-
fristigen Entwicklungen könne
uns dabei ermutigen.

Diese EntwicklungenmachenMut
Statistik Gesundheit, Klima, Armut: Trotz der vielen negativen Schlagzeilen habe
die Menschheit in den letzten Jahren Fortschritte gemacht, sagt die Ökonomin Dina Pomeranz.

Wirtschaftsprofessorin Dina
Pomeranz. Foto: Sabina Bobst


